
lung eines Unterhaltsbeitrags und auf der anderen 
Seite die Verurteilung zur Zahlung einer Unterhalts­
rente für das Kind nach sich. Diese Veränderung kann 
sich sehr wesentlich auf die wirtschaftlichen Verhält­
nisse der Parteien auswirken; das muß auch bei der 
Kostenentscheidung berücksichtigt werden. Auch eine 
unterschiedliche Verteilung des Hausrates und des Ver­
mögens kann sich auf die wirtschaftlichen Verhältnisse 
der Parteien auswirken, so daß die Kostenregelung 
davon beeinflußt werden kann. Es ist deshalb unrich­
tig, zu sagen, die Kostenentscheidung hänge nur von 
den „in der Hauptsache“ selbst getroffenen Feststellun­
gen ab.
Wenn aber die Kostenentscheidung von den im gesam­
ten Verfahren getroffenen Feststellungen und den son­
stigen Verhältnissen der Parteien abhängt, dann kann 
sie erst dann getroffen werden, wenn über alle An­
sprüche des Verfahrens entschieden worden ist oder, 
anders ausgedrückt, dann muß sie auch zusammen mit 
einem mit der Ehesache verbundenen Anspruch an­
fechtbar sein. Damit befindet sich der Senat in Über­
einstimmung mit der im Lehrbuch „Das Zivilprozeß­
recht“ Bd. II S. 141 vertretenen Meinung.
Die mit der Anfechtung der Höhe des Unterhalts ver­
bundene Berufung gegen die Kostenentscheidung ist 
deshalb zulässig. Sie ist jedoch unbegründet (wird, aus­
geführt).
A n m e r k u n g :
Das Bezirksgericht hat sich mit einer Rechtsfrage aus­
einandergesetzt, die in der Fachliteratur nur vereinzelt 
und mit unterschiedlichem Ergebnis behandelt wurde 
(vgl. Kammergericht, Urt. vom 25. April 1957 — Zz 
10/57 — NJ 1957 S. 318, dem das Bezirksgericht Erfurt 
mit seinem Urteil vom 6. September 1957 — 4 S 151157 
— NJ 1957 S. 664 — widersprach). Während andere Pro­
bleme des Kostenrechts in Ehesachen (vgl. z.B. NJ 1961
S. 214, S. 655, S. 852) und auch die Unzulässigkeit der 
Berufung allein gegen die Kostenentscheidung (vgl. 
NJ 1956 S. 288) behandelt und geklärt worden sind, hat 
die zweitinstanzliche Spruchpraxis immer wieder die 
Frage zu beantworten, ob mit der Berufung gegen 
einen Nebenanspruch die Kostenentscheidung ange- 
fochten werden kann. Wie die Entscheidung des Be­
zirksgerichts beweist, wird diese Frage verschieden, ja 
sogar innerhalb eines Bezirksgerichts unterschiedlich 
beantwortet. Es besteht deshalb ein dringendes Be­
dürfnis, zu einer einheitlichen Rechtsamvendung zu. 
gelangen.
Offensichtlich ist Ausgangspunkt der Meinungsver­
schiedenheiten die in der Fachliteratur immer wieder 
anzutreffende Einteilung der Ehesache in „Hauptsache“ 
und „Nebenansprüche“ und die daraus abgeleitete 
Meinung, daß die Kostenentscheidung in unmittel­
barem Zusammenhang mit der Hauptsache stehe und 
von der Entscheidung über die „Nebenansprüche“ nicht 
beeinflußt werde. Werde die Hauptsache rechtskräftig, 
dann bestehe weder eine rechtliche Möglichkeit noch 
ein praktisches Bedürfnis zur Überprüfung der Kosten­
entscheidung. Dieser Ansicht widersetzt sich m. E. das 
Bezirksgericht mit vorstehender Entscheidung zu Recht 
Zunächst ist festzustellen, daß weder das materielle 
noch das formelle Eherecht eine Unterscheidung nach 
„Hauptsache“ und „Nebenansprüchen“ trifft. In § 13 
EheVerfO wird vielmehr ausgeführt, über welche An­
sprüche in Ehesachen mitverhandelt und -entschieden 
werden muß und welche anderen Ansprüche mit der 
Ehesache verbunden werden können. Mit der Verbin­
dung dieser Ansprüche mit der Ehesache werden sie 
Teil der zur Prüfung und Entscheidung stehenden 
Ehesache. Die Kostenentscheidung ist deshalb abhängig 
von der Entscheidung über alle in das Verfahren ein­
geführten Ansprüche, oder, umgekehrt ausgedrüdU, sie

ist noch nicht rechtskräftig, solange ein mit der Ehe­
sache verbundener Anspruch noch nicht rechtskräftig 
ist.
Dieser Ansicht steht auch nicht entgegen, daß für die 
mit der Ehesache verbundenen Ansprüche (§ 13 Abs. 1 
und 2 EheVerfO) grundsätzlich keine besonderen Ge­
bühren berechnet werden (§ 24 EheVerfO) -und daß 
gern. § 23 EheVerfO ein einheitlicher Wert für die 
Berechnung der Gerichtsgebühren in Ansatz gebracht 
wird. Das Bezirksgericht Erfurt glaubt aus § 23 Ehe­
VerfO schließen zu können, daß die Kostenentschei­
dung der 1. Instanz sich somit nur auf die Entscheidung 
in der Ehesache selbst erstrecken kann, weil eine 
Kostenentscheidung — soweit sie nicht dahin lautet, 
daß die Entscheidung gebührenfrei sei — sich dort 
erübrige, wo keine Kosten entstehen. Meines Erachtens 
wird hier die Kostenberechnungsgrundlage des § 23 
EheVerfO mit den bei der Kostenentscheidung zu be­
achtenden Grundsätzen des § 19 EheVO durcheinander 
gebracht. Der § 23 EheVerfO besagt, daß die Gerichts­
kosten auf der Grundlage des vierfachen monatlichen 
Bruttoeinkommens beider Ehegatten zu berechnen 
sind. Das heißt nichts anderes, als daß für alle in das 
Verfahren einbezogenen Ansprüche nur ein einheit­
licher Streitwert festzusetzen ist, es sei denn, der Wert 
der mit der Ehesache verbundenen Ansprüche gern. 
§ 13 Abs. 2 EheVerfO übersteigt den Betrag von 
2000 DM (§ 24 Abs. 1 Ziff. 2 EheVerfO). Berechnungs­
grundlage sind eindeutig die Einkommensverhältnisse 
der Parteien und nichts anderes! Sie stehen mit der 
Ehesache selbst in keinem engeren Zusammenhang als 
mit den anderen Ansprüchen. Die Entscheidung, ob 
eine Ehe zu scheiden ist, steht in den meisten Fällen 
mit den Einkommensverhältnissen der Parteien in 
keinerlei Zusammenhang, sondern vielmehr mit dem 
Verhalten der Eheleute zueinander und zu Dritten. Da­
gegen ruird z. B. die Entscheidung über die Zahlung 
einer Unterhaltsrente für die ehelichen Kinder oder 
einen erwerbsunfähigen und vermögenslosen Ehegat­
ten von dem Einkommen und der Vermögenslage des 
unterhaltsverpflichteten Ehegatten sehr wesentlich be­
einflußt. Gerade in Anbetracht dessen, daß mit der 
Ehesache andere, damit zusammenhängende Ansprüche 
verbunden werden können, richtet sich die einheitliche 
Kostenentscheidung für das gesamte Verfahren nicht 
nur danach, wie sich die Parteien während der Ehe 
zueinander und zu ihren Kindern verhalten haben, 
'sondern auch nach ihren wirtschaftlichen Verhältnissen 
(§ 19 Abs. 1 EheVO).
Nach § 1 EheVerfO gelten die Vorschriften der ZPO, 

■soweit die EheVerfO nicht Spezialvorschriften enthält. 
Aus § 99 Abs. 1 ZPO folgt im Umkehrschluß, daß die 
Kostenentscheidung angefochten werden kann, wenn 
gegen die Hauptsache ein Rechtsmittel eingelegt wor­
den ist. Da unter Hauptsache alle in das Eheverfahren 
eingeführten Ansprüche zu verstehen sind, kann auch 
mit einem „Nebenanspruch“ die Kostenentscheidung 
angefochten werden. In solchen Fällen ist aber in der 
Berufungsschrift selbständig Stellung zu nehmen, aus 
welchen Gründen die Kostenentscheidung falsch sein 
soll. Wird Berufung gegen einen mit der Ehesache 
gleichzeitig entschiedenen Anspruch (§ 13 Abs. 1 und 2 
EheVerfO) erfolgreich eingelegt, ohne die Kostenent­
scheidung anzufechten, und ergibt sich daraus eine 
ivesentliche Veränderung der sonstigen Verhältnisse 
der Parteien, dann muß die Kostenentscheidung der 
1. Instanz von Amts wegen überprüft und evtl, geän­
dert werden. Es bedarf in solchen Fällen nicht unbe­
dingt der gleichzeitigen Berufung gegen die Kosten­
entscheidung.

Dr. Rolf D a u t e .  Oberrichter
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